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Wettbewerb im Hochschulwesen 
 
 
 
 
 

Wettbewerb in der Wissenschaft ist 
nichts grundsätzlich Neues; der Wettbe-
werb der Ideen ist konstitutiv für die 
Wissenschaft. Relativ neu ist dagegen 
eine bestimmte Spielart, die sich im 
Hochschulsystem seit Anfang der 
1980er Jahre nach und nach durchsetzt 
und sich in den letzten Jahrzehnten zu 

einer hochschulpolitischen Leitvorstellung entwickelt hat: der Wettbe-
werb der Organisationen. Blickt man auf diese Entwicklung zurück, so 
lassen sich grob drei Phasen der Verwettbewerblichung im Hochschulbe-
reich feststellen, die dazu führten, dass immer mehr Bereiche immer stär-
ker von einer Wettbewerbslogik durchdrungen wurden. Bis dato ist vor 
allem die Forschung davon betroffen. In einigen Jahren – so die begrün-
dete Vermutung – wird auch der Studienbereich stärker wettbewerblich 
organisiert sein. Dann werden die Hochschulen auch um Studierende 
konkurrieren.  
 
1. Phasen der Verwettbewerblichung 

 
1.1. Die erste Phase in den 1980er Jahren 

 
Den Startschuss der Diskussion um den Wettbewerb im Hochschulbe-
reich markierte 1983 die Veröffentlichung der „Leitlinien für eine neue 
Hochschulpolitik aus Sicht des Bundes“. „Wettbewerb statt Bürokratie“ 
lautet die Überschrift und das Motto dieser programmatischen Schrift der 
damaligen Bundesbildungs- und Wissenschaftsministerin Dorothee 
Wilms (Wilms 1983). Mit dem Regierungsantritt von CDU und FDP 
1982 wurde ein Paradigmenwechsel in der Hochschulpolitik des Bundes 
eingeleitet. Die Abkehr von der staatlichen Planungs- und Steuerungsphi-
losophie und die Hinwendung zum Wettbewerbsgedanken wurden von 
den maßgeblichen Organisationen im Hochschulsystem wie dem Wissen-
schaftsrat (1985) und der Westdeutschen Rektorenkonferenz (1984) auf-
genommen und gefördert. So unterschied der Leiter der wissenschaftli-
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chen Kommission des Wissenschaftsrats, Peter Graf Kielmansegg, auf 
der Jahresversammlung der Westdeutschen Rektorenkonferenz 1984 den 
(alten) Wettbewerb der Ideen vom (neuen) Wettbewerb der Institutionen: 
In der Wissenschaft sei es seit jeher um den Wettbewerb der Ideen ge-
gangen. Neu und deutlich auszubauen, so Kielmansegg (1984), sei hinge-
gen den Wettbewerb von Organisationen.1 

Neu war auch, dass Wettbewerb als Steuerungsinstrument nicht mehr 
nur rein wissenschaftlich als „Wettbewerb der Ideen“, sondern auch öko-
nomisch als „Wettbewerb um Ressourcen“ begründet wurde. Mit Wett-
bewerb als Verfahren verbanden sich große Hoffnungen – und dies waren 
überwiegend Steuerungshoffnungen: Man hoffte, die Entwicklung in eine 
gewünschte Richtung lenken zu können. Es ging darum, Wettbewerbs-
druck zu erzeugen, um so eine Dynamisierung der Verhältnisse durch In-
novationen und kreative Lösungen zu bewirken und damit Leistungs-, 
Qualitäts- und Effizienzgewinne zu erzielen (vgl. Nullmeier 2000). Kon-
kurriert werden sollte um Ressourcen im weitesten Sinne, insbesondere 
um Drittmittel, Preise, Wissenschaftspersonal, Studierende sowie um Po-
sitionen in allen Arten von Leistungsvergleichen. 

In der hochschulpolitischen Debatte fand der Wettbewerbsgedanke 
schnell Widerhall und Verbreitung. Die strukturellen Effekte auf das 
Hochschulsystem hingegen wurden nur allmählich und in einzelnen Be-
reichen unterschiedlich manifest. Tatsächlich umgesetzt wurde der Wett-
bewerbsgedanke ab den 1980er Jahren insbesondere im Zuge der zuneh-
menden Drittmittelfinanzierung und Projektförmigkeit der Forschung 
(vgl. Torka 2006; Schimank 1994). Lag der Anteil der Drittmittel im Ver-
hältnis zu den Grundmitteln der Hochschulen 1980 noch bei knapp acht 
Prozent, so steigerte er sich bereits auf rund elf Prozent im Jahr 1985 und 
auf ca. 15 Prozent im Jahr 1990. In den 1990er Jahren bleibt es ungefähr 
bei diesem Wert. In den 2000er Jahren wuchs der Anteil der Drittmittel-
finanzierung von 17 Prozent 2000 auf rund 20 Prozent im Jahr 2005 und 
knapp 27 Prozent 2008.2 In drei Jahrzehnten hatte sich der Anteil also 
weit mehr als verdreifacht. 

                                                           
1 Heute sieht der Politikwissenschaftler den Gedanken des Wettbewerbs im Hochschulbe-
reich kritischer. Er gehe „mit einer zu starken Ökonomisierung der Hochschulen“ einher, 
meinte er im Gespräch mit der DUZ (Heft 12/2008: 16). Siehe auch den wettbewerbs-
kritischen Aufsatz von Kielmansegg in der FAZ vom 25.11.2010 (Kielmansegg 2010). 
2 Die Zahlen beziehen sich auf die Hochschulen ohne medizinische Einrichtungen; eigene 
Berechnungen aus der Fachserie 11, Reihe 4.3.2 des Statistischen Bundesamtes „Monetäre 
hochschulstatistische Kennzahlen“. 
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Wettbewerb bzw. wettbewerbsähnliche Mechanismen spielten im 
Forschungsbereich seit den 1980er Jahren eine immer stärkere Rolle; im 
Bereich von Studium und Lehre hatten sie dagegen noch eine geringe Be-
deutung. Die Nachfrage an Studienplätzen überstieg das Angebot an den 
Hochschulen, zudem wurde die Studienplatzvergabe in vielen „Massen-
fächern“ zentral gesteuert.  

 
1.2. Die zweite Phase in den 1990er Jahren 
 
Das Thema „Wettbewerb im Hochschulbereich“ bekam Mitte der 1990er 
Jahre einen neuerlichen Schub. Im Ergebnis der Debatte um die neue 
Steuerung der Hochschulen wurde 1998 die Novelle des Hochschulrah-
mengesetzes verabschiedet, die es den Ländern ermöglichte, über eine 
Novellierung der entsprechenden Landeshochschulgesetze den Hoch-
schulen als Organisationen mehr Handlungs- und Gestaltungsspielräume 
einzuräumen. Es wurden damit die ersten Weichen für eine grundlegende 
institutionelle Reform des Hochschulwesens gestellt; zentrale Instrumen-
te des sogenannten Neuen Steuerungsmodells waren die Stärkung der 
Kompetenzen der Hochschulleitungen, eine Globalisierung der Hoch-
schulhaushalte, veränderte Mechanismen der Mittelvergabe und die Ein-
führung von neuen Verfahren der Qualitätssicherung. Die Idee dahinter 
war: Wenn Organisationen in Konkurrenz treten sollen, dann müssen 
auch die Voraussetzungen hierfür erfüllt sein; die Hochschulen müssen 
als korporative Akteure auftreten können. Mit der Gesetzesnovelle wurde 
ein wichtiger Schritt in Richtung der sogenannten Organisationswerdung 
von Hochschulen getan. 

Die Forderung nach mehr Wettbewerb zum Zwecke der Qualitäts- 
und Effizienzsteigerung zieht sich seit den 1990er Jahren durch die Posi-
tionspapiere der politischen Parteien, sie ist in den Beschlüssen der Mini-
sterien und der Kultusministerkonferenz, in den Empfehlungen der Wis-
senschaftsorganisationen, des Wissenschaftsrates, der Deutschen For-
schungsgemeinschaft und der Hochschulrektorenkonferenz und nicht zu-
letzt in den Selbstbeschreibungen und Leitbildern der Hochschulen zu 
finden. Auch wenn sich bislang der Wettbewerb mehr im Diskurs und 
weniger in der Praxis durchgesetzt hat, so zeitigt die intensive Debatte 
über den Wettbewerb und die ständige Betonung seiner hochschulpoliti-
schen Relevanz doch Auswirkungen auf das Handeln der Betroffenen und 
wurde zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung: Im Gefolge des 
immer wieder artikulierten Wettbewerbsgedankens manifestierte sich 
nach und nach eine handlungsrelevante Wettbewerbsmentalität. So wäh-
nen sich die korporativen und individuellen Akteure an den Hochschulen 
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bereits im Wettbewerb, wo eigentlich kaum einer stattfindet, antizipieren 
wettbewerbliches Verhalten ihrer vermeintlichen Konkurrenten, beobach-
ten den vermeintlichen Markt und überdenken daraufhin ihre eigene 
Handlungsstrategie. 

Spätestens seit Mitte der 1990er Jahre ist Wettbewerb zu einer der 
zentralen Kategorien im hochschulpolitischen Diskurs geworden. Über 
Wettbewerb wurde mittlerweile nicht nur allerorten geredet, nach und 
nach hatte man auch immer mehr wettbewerbliche Verfahren und Instru-
mente eingeführt. Dazu gehörten in zunehmenden Maße Drittmittelaus-
schreibungen, die wettbewerbliche Vergabe von Forschungsaufträgen, 
die leistungsorientierte Mittelvergabe sowohl auf Landes- und Hoch-
schul- als auch auf Fachbereichs- und Institutsebene und die vielfältigen 
Maßnahmen zur Evaluation von Forschung und Lehre. Ein tatsächlicher 
Wettbewerb zwischen den Hochschulen um Studierende fand hingegen 
noch nicht statt.  

 
1.3. Die dritte Phase in den 2000er Jahren 
 
Mitte der 2000er Jahre erreichte der Wettbewerbsgedanke in der For-
schung an Universitäten finanziell wie strukturell eine neue Dimension 
dank der Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder (vgl. Leibfried 
2010; Hartmann 2010; Bloch/Keller/Lottmann/Würmann 2008; Hornbos-
tel/Simon/Heise 2008). Michael Hartmann (2006) spricht gar von einem 
„Paradigmenwechsel in der deutschen Hochschulpolitik“. Die Exzellenz-
initiative ist für Kielmansegg (2010) der Wettbewerb, der die Universitä-
ten am stärksten bestimme – wenn sie nicht von vornherein resignierten. 
Es ist, wie Wissenschaftsrat und Deutsche Forschungsgemeinschaft als 
Veranstalter des Wettbewerbs bilanzierten, „ein Ruck durch die Universi-
täten gegangen, der zu einer neuen Qualität der Struktur- und Entwick-
lungsplanung in einem umfassenden Sinne geführt hat“ (Gemeinsame 
Kommission 2008: 59). In Rahmen dieses komplexen Wettbewerbsver-
fahrens wurde eine erhebliche Summe im Forschungsbereich so verteilt, 
dass die Universitäten wie Fakultäten in Gruppen von Siegern und Ver-
lierern eingeteilt werden konnten. Gewünscht war eine Differenzierung 
der Hochschulen hinsichtlich ihrer finanziellen bzw. personellen For-
schungsressourcen. Das erklärte politische Ziel dabei war es, mit der 
„Fiktion der Gleichheit“ (Müller-Böling 2000: 123) aller Hochschulen zu 
brechen und eine vertikale Differenzierung der Universitäten (sprich Hie-
rarchisierung) in exzellente und nicht-exzellente zu erreichen (vgl. Hart-
mann 2010): 
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„Mit der Exzellenzinitiative werden nicht nur bestehende Unterschiede zwi-
schen den Universitäten sichtbar gemacht, sondern diese Unterschiede durch 
die zusätzliche Förderung von Spitzenforschung ausdrücklich angestrebt.“ 
(Gemeinsame Kommission 2008: 60) 

Unübersehbar waren die Folgen auch deshalb, weil Sieger mit den Titeln 
„Elite“ bzw. „Exzellenz“ etikettiert und damit geadelt wurden, woraufhin 
sie sich selbst als solche präsentierten. Im Gegenzug erschienen diejeni-
gen Universitäten, Fachbereiche und Institute gleichsam automatisch als 
nicht-exzellent, wenn sie bei dem Wettbewerb nicht reüssieren konnten. 
Neben den lockenden erheblichen Finanzmitteln waren der Reiz, als ex-
zellent zu gelten und damit in die Elite der Forschungsuniversitäten auf-
zusteigen, zusammen mit der Befürchtung, als nicht-exzellent stigmati-
siert zu werden und in die Masse der Ausbildungshochschulen abzustei-
gen (vgl. Hartmann 2010: 381ff.), die entscheidenden Faktoren für die 
massive Beteiligung der Universitäten an der Exzellenzinitiative. Die Dif-
ferenzierung war durchaus gewollt – so der damalige Präsident der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft, Ernst-Ludwig Winnacker: 

„Das System wird sich weiter ausdifferenzieren. Neben reinen Forschungs-
universitäten, die sich auch in der Ausbildung an den Anforderungen moder-
ner wissenschaftlicher Forschung ausrichten, wird es solche geben, die dies 
nur ansatzweise und in einzelnen Fächern versuchen, solche, die diesen An-
spruch erst gar nicht anstreben, und solche, die ihre Stärke eher in der Praxis-
orientierung suchen.“ (Winnacker 2006: X) 

Wissenschaftsrat und Deutsche Forschungsgemeinschaft verstanden die 
Exzellenzinitiative ausdrücklich „Wettbewerb nicht der einzelnen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler, sondern der Universitäten“ (Ge-
meinsame Kommission 2008: 59). Mit der Exzellenzinitiative wurde der 
Wettbewerbsgedanke nicht nur zu einem zentralen Thema des hochschul-
politischen Diskurses, sondern auch zu einer Leitvorstellung im Handeln 
der Universitäten.  

Daneben ergriff man in den 2000er Jahren noch weitere wettbewerb-
liche Maßnahmen. So wurde eine neue Form der Professorenbesoldung 
eingeführt, die sogenannte W-Besoldung, die individuelle Leistungszula-
gen vorsieht, sowie die leistungsorientierte Mittelvergabe stark ausge-
baut. Nicht zuletzt wurden Studiengebühren erhoben3. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: Der Wettbewerbsdruck 
unter den Hochschulen und Hochschulangehörigen hat in den letzten 
Jahrzehnten stark zugenommen. Heute brauche man Wettbewerb nicht 
mehr zu predigen, schreibt Kielmansegg (2010): „Die Imperative des 
                                                           
3 Zur Funktion von Studiengebühren als Instrument des Wettbewerbs siehe Abschnitt 3. 
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Wettbewerbs beherrschen inzwischen das deutsche Hochschulsystem, so 
scheint es, mit unwiderstehlicher Macht.“ Diese Entwicklung des Hoch-
schulwesens wird häufig als Ökonomisierung oder als Vermarktlichung 
bezeichnet, ist aber treffender mit dem Begriff der Verwettbewerblichung 
zu beschreiben. Diese These soll im folgenden Abschnitt begründet wer-
den. 
 
2.  Ökonomisierung – Vermarktlichung –  
 Verwettbewerblichung 
 
Der Einzug des New Public Managements ab den 1990er Jahren mit sei-
ner Ausrichtung an unternehmerischen Managementtechniken, an Markt- 
und Wettbewerbsideen, an Outcome- und Outputzielen, an Kundenwün-
schen hat auch das Hochschulwesen stark geprägt (vgl. u.a. Brinckmann 
1998; Hödl/Zegelin 1999). Im Rahmen des neuen Steuerungsmodells 
wird insbesondere der Ruf nach mehr Wettbewerb laut, um Verwaltung 
wie Hochschulen effektiver, effizienter und auch qualitätsvoller zu ma-
chen (vgl. Hirschfeld 2004: 2 f.; Nullmeier 2000). Mittlerweile wird in 
fast allen Grundsatzpapieren zur Hochschulentwicklung der maßgebli-
chen Wissenschaftsorganisationen ein Ausbau der wettbewerblichen Ele-
mente innerhalb des deutschen Hochschulsystems gefordert (z.B. WR 
1985, 2000; KMK 1997; Monopolkommission 2000; Dierkes/Merkens 
2002; vgl. dazu Krücken 2005; Krücken 2008). Grundsätzlich ist für die 
deutschen Universitäten Wettbewerb nichts Neues. Fakultäten, Institute 
und Professoren konkurrierten seit jeher um das wissenschaftliche Presti-
ge und um die besten Studenten. Der wissenschaftliche Ruhm war wiede-
rum nützlich „bei der Einwerbung zusätzlicher Ausstattung oder bei fi-
nanziellen Steigerungen durch Berufungsverfahren“ (Stölting 2002: 73). 

Wissenschaft kennt also Wettbewerb. Mehr noch: Die „Konkurrenz im 
Gebiete des Geistigen“ (Mannheim 1928) ist konstitutiv für die Wissen-
schaft. Nach wie vor bestimmt der Erkenntnisfortschritt den Wissen-
schaftsbetrieb: Entscheidend dabei ist, wer die Erkenntnis als erste ge-
winnt, wer die Entdeckung macht, wer die profilierte These formuliert. 
Die Reputation in der Wissenschaftlergemeinde und darüber hinaus ist ein 
wichtiges Antriebsmoment für die Forschenden. Der wissenschaftliche 
Diskurs ist nicht herrschaftsfrei, insbesondere die jeweilige Definitions-
macht der Akteure bestimmt den Verlauf der Diskussion: Wissenschaftli-
che Schulen kämpfen um Einfluss in der Scientific Community; Paradig-
men werden durchgesetzt, verteidigt oder umgestürzt. Der Wettbewerb um 
Ideen und Erkenntnisse wird immer auch von wissenschaftsfremden Fak-
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toren beeinflusst, Wissenschaft ist stets auch als sozialer Prozess zu be-
greifen (vgl. Felt/Nowotny/Taschwer 1995; Weingart 2003). 

 
2.1. Das entrepreneuriale Regime und der neue Wettbewerb  
 der Hochschulorganisationen  
 
In der Wissenschaft geht es seit jeher um den Wettbewerb der Ideen, neu 
ist hingegen der Wettbewerb von Organisationen. Diese konkurrieren ins-
besondere um „nicht-wissenschaftsspezifische Ressourcen“ (Hasse 2003: 
27) wie Drittmittelvolumen und Anzahl von Patentanmeldungen, die 
wiederum zu entscheidenden Evaluationskriterien gemacht werden. Nur 
als – mehr oder weniger – eigenständige Organisationen können Hoch-
schulen in diesen neuen Wettbewerb treten. Die gesteigerte Bedeutung 
von Wettbewerb in Forschung und Lehre ist folglich zwingend mit der 
Tendenz verbunden, die Hochschulen stärker als korporative Akteure 
bzw. als Organisationen mit eigenen Interessen zu begreifen, die sich in 
einer Konkurrenzsituation definieren und entsprechende Strategien im 
Hinblick auf ihre Umwelt entwickeln. Diese „organisationelle Wende“ 
(„organizational shift“) wurde in der Hochschulforschung von zahlrei-
chen Autoren beschrieben und analysiert (z.B. von Wissel 2007; Meier 
2009). Letztlich geriert sich die Hochschule als eine Art Unternehmen, 
das sich am Wettbewerb beteiligt bzw. beteiligen muss. 

Diese „unternehmerische Hochschule“ wird als hochschulpolitische 
Wunschvorstellung proklamiert (vgl. Clark 2001; Müller-Böling 2000; 
Herrmann 2005). Mit dem Auftreten von derartigen „unternehmerischen 
Hochschulen“ im Wettbewerb stellt sich die Frage nach der Vereinbarkeit 
der unterschiedlichen Wettbewerbslogiken, dem eher wissenschaftsfrem-
den Wettbewerb von Organisationen auf der einen und dem wissen-
schaftsimmanenten Wettbewerb um Erkenntnis, Definitionsmacht und 
akademischer Reputation auf der anderen Seite.  

Das entrepreneuriale Regime durchdringt nach und nach auch den 
Hochschul- und Wissenschaftsbereich. Nicht nur Hochschulen stehen als 
unternehmerische Akteure im Wettbewerb miteinander, sondern auch 
Hochschullehrer/innen, Wissenschaftler/innen und Studierende konkur-
rieren – ob freiwillig oder gezwungenermaßen – als unternehmerische In-
dividuen um Anerkennung, gute Bewertungen, materielle und finanzielle 
Ressourcen, Prestige und Einfluss im Fachgebiet und darüber hinaus. 
Leistungen werden nicht nur erbracht, sondern auch verkauft bzw. sind 
zu verkaufen – sowohl als Produkt als auch als Imageträger für die Leis-
tungserbringer und ihre Organisationen. Nicht nur Selbstoptimierung, 
sondern auch Public-Relation-Arbeit, Impression Management und Lob-



die hochschule 2/2012 24 

bying gehören zum Handlungsrepertoire eines akademischen Arbeits-
kraftunternehmers bzw. Wissenschaftsunternehmers (vgl. Voß/Pongratz 
1998).  

 
2.2. Kritik an der unternehmerischen Hochschule 
 
Der Begriff des Unternehmers suggeriert indes, die Akteure hätten große 
Freiheiten und weite Spielräume. Folgt man aber der Diagnose von Ri-
chard Münch (2009b), werden die Handlungsspielräume der Hochschul-
angehörigen eher eingeschränkt als gestärkt, denn sie arbeiten mehr denn 
je als abhängig Beschäftigte in einem „Wissenschaftsunternehmen“ unter 
einer starken Hochschulleitung, und nicht als „freie Unternehmer“ – auch 
wenn das unternehmerische Risiko mehr und mehr auf sie übertragen 
wird. Dies gilt insbesondere für Wissenschaftler/innen auf befristeten 
Projektstellen, die sie im gegebenenfalls sogar selbst akquiriert haben:  

„Die Forscher und Lehrer sind nicht mehr selbständige Akteure in diesem 
Wettbewerb, sondern ‚Humankapital‘, das von einem starken Universitäts-
management investiert wird, um Rendite zu erzielen. Über das, was geforscht 
und gelehrt wird, muss deshalb das Universitätsmanagement entscheiden.“ 
(Münch 2009b: 15) 

Im Fokus der Kritik von Münch steht nicht der wissenschaftliche Wett-
bewerb, im Gegenteil: Sein Anliegen ist es, diesen gegen wissenschafts-
fremde Einflüsse zu schützen. Gegenstand seiner Kritik sind die Instru-
mente und Verfahren, wie die Exzellenzinitiative, Evaluationsverfahren 
oder Rankings, die dauerhaft zu einer Ungleichheit in diesem wissen-
schaftlichen Wettbewerb führen (Münch 2009a, Münch/Pechmann 2009). 
Schlussendlich führen diese Wettbewerbe bzw. Wettbewerbssurrogate 
aus Sicht Münchs zu einer Verzerrung und damit zur Zerstörung des wis-
senschaftlichen Wettbewerbs. Die verschiedenen Spielarten von Wettbe-
werb im Hochschulsystem fördern zudem, so die weitergehende Kritik, 
sowohl die Fremdbestimmung als auch die Selbstdisziplinierung der in-
dividuellen Akteure (vgl. Bröckling 2000).  
 
2.3. Ebenen des Wettbewerbs 
 
Trotz aller Kritik werden immer mehr Verfahren eingesetzt, die einen 
Wettbewerbsdruck unter den Hochschulen und damit auf die Hochschul-
angehörigen erzeugen. Der Wettbewerb bzw. der Wettbewerbsgedanke 
ist auf den verschiedenen Ebenen des Hochschulwesens zunehmend prä-
sent: Auf der personalen Ebene wetteifern die Wissenschaftler/innen um 
Geltungsansprüche wissenschaftlicher Erklärungen und Deutungen, um 
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materielle, finanzielle und räumliche Ressourcen, um Stellen, Reputation, 
Kontakte, Titel, Preise, Auszeichnungen und die Studierenden um Stu-
dienplätze, finanzielle Fördermöglichkeiten, Beschäftigungsmöglichkei-
ten an der Hochschule etc. Für mehr Wettbewerb zwischen den Bundes-
ländern sollte insbesondere die Föderalismusreform von 2006 sorgen. In-
dem ihnen mehr Regelungskompetenzen zugesprochen wurden, sollte ein 
„Wettbewerbsföderalismus“ an die Stelle des „kooperativen Föderalis-
mus’“ treten (Scharpf 2005). Auf internationaler Ebene wiederum kon-
kurrieren die nationalstaatlichen Hochschulsysteme miteinander. Im Kon-
text des Bologna- und Lissabon-Prozesses wurde gar ein Wettstreit zwi-
schen Kontinenten proklamiert (vgl. Bruno 2009). Am bedeutsamsten ist 
schließlich die Ebene der Organisationen; die Hochschulen sind zu den 
Hauptakteuren des Wettbewerbs geworden. Sie konkurrieren um Wissen-
schaftspersonal, um Dritt- und Fördermittel, Studienanfänger, Studien-
wechsler etc. Private Hochschulen versuchen, sich gegen die öffentlich-
rechtlichen zu behaupten. 

Aber nicht nur Hochschulen, sondern auch Fakultäten, Fachbereiche, 
Departments, Institute und Seminare stehen in Konkurrenz zueinander – 
sowohl innerhalb der eigenen Hochschule als auch hochschulübergrei-
fend. Viele Hochschulen verorten sich gar selbst im internationalen 
Wettbewerb und verstehen sich als „global player“ bzw. werden derartige 
Ansprüche an sie herangetragen. 

 
2.4. Vermarktlichung oder Verwettbewerblichung 
 
Nach und nach wurden – das zeigt die Entwicklung der letzten 30 Jahre – 
immer mehr Wettbewerbselemente im Hochschulbereich eingeführt. Weil 
auf einem „freien“ Markt Wettbewerb herrscht, wird Wettbewerb oftmals 
mit Markt gleichgesetzt. Steuerung durch Wettbewerb wird mit Steue-
rung durch Markt verwechselt. Manche Autoren sprechen denn auch von 
einer Vermarktlichung im Hochschulwesen (vgl. de Boer/Enders/Jung-
bloed 2009; Jongbloed 2003). Dieser Begriff ist für die beschriebenen 
Phänomene nicht ganz treffend. Denn auf einem Markt treffen – so die 
gängige Vorstellung – Anbieter und Nachfrager zusammen und tauschen 
Güter verschiedener Art aus; alle Markteilnehmer verfügen dabei über die 
relevanten Informationen. Es kommt zu iterativen Austauschprozessen 
von mehr oder weniger homogenen Gütern, die letztlich über die Bildung 
eines Preises zu einem Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage füh-
ren. Unter den Anbietern und/oder unter den Nachfragern herrscht Wett-
bewerb um die besten Tauschchancen (vgl. Wiesenthal 2000). Da insbe-
sondere Forschung in der Regel keine homogenen, sondern singuläre he-
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terogene Güter „produziert“ und somit auch keine Preise für diese Pro-
dukte gebildet werden, ist im Hochschulsystem ein echter Markt im Sin-
ne von iterativen Austauschprozessen kaum vorstellbar (vgl. Hirschfeld 
2002: 119ff.) – allenfalls mit Einschränkungen im Studienbereich.4  

Um dennoch marktähnliche, (mutmaßlich) leistungssteigernde Effekte 
zu erzielen, wird zu Ersatzmechanismen gegriffen. Dort, wo kein Markt 
besteht, kann dennoch Wettbewerb veranstaltet werden. Wettbewerb 
muss nicht ökonomisch ausgerichtet sein und auf Tauschbeziehungen ba-
sieren. Für eine Vielzahl sozialer Vorgänge sei „Wettbewerb ohne 
Markt“ der treffende Terminus, merkt Nullmeier an (2000: 210) – so 
auch für die bislang veranstalteten Wettbewerbe im Hochschulbereich. 
Zu den quasi-marktwirtschaftlichen Verfahren bzw. Instrumenten, die 
Markteffekte simulieren sollen, gehören Leistungs- und Kostenverglei-
che, Evaluationen, Rankings und Ratings, indikatoren- oder auswahlge-
steuerten Prämierungen, das Ausschreibungs-, Antrags- und Begutach-
tungswesen der Drittmittelforschung sowie die leistungsorientierte Mit-
telvergabe an Hochschulen, sowohl auf der Ebene der Organisationsein-
heiten als auch auf der Ebene des Hochschulpersonals – Stichwort leis-
tungsbezogene Besoldung. All diese Verfahren bzw. Instrumente des 
New Public Managements stimulieren Wettbewerb, allerdings ohne dass 
sie tatsächlich einen (freien) Markt im oben genannten Sinne schaffen. 
Sie erhöhen den Disziplinierungs-, Leistungs- und Kontrolldruck durch 
einen „Mix aus interner Selbstkontrolle – zum Beispiel durch die Einfüh-
rung von indikatorgestützten Berichts- und Qualitätssicherungssystemen 
– und gleichzeitigem externen Monitoring durch staatliche beauftragte 
Agenturen“ (Lange 2008: 240). Die strukturelle Unvereinbarkeit mit ei-
ner echten Marktlogik und die wettbewerblichen Ersatzmechanismen le-
gen daher den Schluss nahe, bei der aktuellen Entwicklung des Hoch-
schulsystems trefflicher von Verwettbewerblichung anstatt von Ver-
marktlichung zu sprechen. 

 
2.5. Ökonomisierung oder Verwettbewerblichung 
 
Viele Studien stellen dennoch weniger die Wettbewerbsproblematik in 
den Vordergrund ihrer Analysen, sondern diagnostizieren vielmehr einen 
Trend zur Ökonomisierung von Bildung und Wissenschaft (z.B. Graßl 
2008; Kieser 2010; Münch 2009a, 2010; Marginson 2004; vgl. Weingart 
2008) oder zu einem akademischen Kapitalismus (Slaughter/Leslie 1997; 
                                                           
4 Dazu siehe Abschnitt 3 
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Slaughter/Rhoades 2004; Ylijoki 2003).5 Demnach richteten sich die 
Universitäten immer stärker an wirtschaftlichen Interessen aus bzw. ko-
operierten immer intensiver mit der Wirtschaft.  

Aus Sicht Münchs (2009b) sind die Folgen dieser diagnostizierten 
Ökonomisierung für die Hochschulen gravierend. Seiner Einschätzung 
nach werden die wissenschaftsimmanente Logik zum Zwecke der Er-
kenntnisgewinnung und die humanistische Idee der Persönlichkeitsbil-
dung durch Bildung verdrängt von den Zwängen einer utilitaristischen 
Logik, deren Zwecke außerhalb des Bildungs- und Wissenschaftssystems 
gesetzt werden: Die Markt- und Profitorientierung löse die rein wissen-
schaftsbezogene akademische Kultur auf, die auf die Humboldtsche Tri-
nität von Bildung durch Wissenschaft, Einheit von Forschung und Lehre, 
Einsamkeit und Freiheit setzte. Stattdessen würden die Hochschulen ei-
nem ökonomischen Regime unterworfen, Bildung werde schließlich zur 
Ware (Münch 2010: 50). 

Diese Diagnose ist aus drei Gründen zu relativieren: Erstens handelt 
es sich bei der Ökonomisierung der Hochschulen in Deutschland allen-
falls um „eine indirekte, staatlich vermittelte Ökonomisierung“ (Kreckel 
2004: 191). Es ist der Staat selbst, der die Wettbewerbsmechanismen ein-
führt.  

„Ohne selbst in direkten Kontakt mit dem marktwirtschaftlichen Geschehen 
kommen zu müssen, werden die – nach wie vor staatlichen – Hochschulen in 
diesem Falle auf indirektem Wege der marktwirtschaftlichen Logik von Kos-
ten-Nutzen-Kalkülen unterzogen, auf dem Umweg über die Ökonomisierung 
des Staatshandelns. […] Nach wie vor sind die deutschen Hochschulen staat-
liche Hochschulen, keine Marktakteure. Sie stellen ihre Leistungen – mit 
Ausnahme des medizinischen Bereiches – weitgehend kostenlos zur Verfü-
gung.“ (Kreckel 2004: 189, 191) 

                                                           
5 Das Phänomen der Ökonomisierung wird insbesondere im Kontext der Debatte um die In-
ternationalisierung des Hochschulwesens erörtert. Marginson (2004) stellt in diesem Kon-
text eine Ökonomisierung des Wettbewerbs zwischen den Hochschulen auf internationaler 
Ebene fest. Einen konkreten Anlass für diese Debatte boten die Verhandlungen zum Gene-
ral Agreement on Trade in Services GATS (Hahn 2004). Die hochschulpolitische Diskus-
sion drehte sich um die Frage, inwieweit die Hochschulbildung und Forschung als gewöhn-
liche Dienstleistungen gelten und als solche auch von ausländischen Anbietern übernom-
men werden dürfen bzw. ins Ausland exportiert werden können. An deutschen Hochschulen 
gibt es erste Ansätze, im Ausland mit Bildungsangeboten und anderen „Wissenschaftspro-
dukten“ Geld zu verdienen, auch sind – insbesondere im Bereich der wissenschaftlichen 
Weiterbildung – die Verbreitung von privaten Anbietern in Deutschland festzustellen (zum 
Privathochschulbereich generell siehe Darraz/Lenhardt/Stock/Reisz 2009). Signifikant für 
die aktuelle Gesamtausrichtung des deutschen Hochschulsystems sind diese Ansätze aller-
dings (bisher) nicht. 
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Der Staat veranstaltet Wettbewerbsverfahren, er schreibt Ziele aus bzw. 
definiert sie, er bestimmt die Regularien und überwacht deren Einhaltung. 
Von Staatsferne kann daher keine Rede sein, auch nicht von Deregulie-
rung, sondern vielmehr von Reregulierung: Der Staat regelt und richtet – 
eventuell in Kooperation mit anderen nicht- oder parastaatlichen Akteu-
ren – ein neues Verfahren aus, kontrolliert und beherrscht das Geschehen. 
Mehr Wettbewerb heißt damit nicht unbedingt weniger Staat, sondern nur 
eine andere Form der staatlichen Regulierung. Der Staat – und nicht 
„der“ Markt – übt also Druck aus. Es werden – zum Teil ökonomische – 
Wettbewerbe veranstaltet; ökonomisch in dem Sinne, dass sich der Wett-
bewerb um Ressourcen dreht. Aber als Kommodifizierung und Kommer-
zialisierung im strengen Sinn kann diese Entwicklung nicht bezeichnet 
werden: Studium und Forschung werden nicht als Waren bzw. Handels-
güter betrachtet bzw. behandelt. Dennoch können ökonomisch bedingte 
Abhängigkeiten entstehen: in der Forschung, die sich am Auftraggeber 
und an seinen (vermeintlichen) Wünschen oder Vorgaben orientiert, oder 
in der Studiengangsgestaltung, wo Nachfrageorientierung der Studienin-
teressenten oder die Arbeitgeberwünsche bzw. -ansprüche leitend sind. 

Zweitens widerstreben Handlungslogik und Ethos der Profession von 
Hochschullehrer/innen bzw. Wissenschaftler/innen dem Trend zur Öko-
nomisierung (vgl. Stock 2005, 2006). Auch wenn im Hochschulsystem 
eine utilitaristische Zwecklogik mit wie auch immer ausgerichteten Nütz-
lichkeits- und Effizienzerwägungen Raum greifen sollte, ist zu bedenken, 
dass die Motivation von Wissenschaftler/innen und die Ausrichtung von 
wissenschaftlichen Einrichtungen in erster Linie (noch) nicht ökonomi-
scher, sondern akademischer Natur sind.  

Im wissenschaftlichen Wettbewerb geht es den Akteuren um ihren in-
haltlichen Einfluss auf die Scientifc Community, also ihre Definitions-
macht innerhalb wissenschaftlicher Diskurse; es geht ihnen um die Stei-
gerung ihrer wissenschaftlichen Reputation und ihres akademischen Pres-
tiges.6 Eine Markt- oder gar Profitorientierung hat die Logik der Wissen-
schaft bislang nicht abgelöst, es gibt aber neue, wissenschaftsfremde Ver-
fahren, die in das System Einzug halten und beispielsweise die Mittelver-
teilung zwischen den Organisationen sowie zwischen den Personen mit-

                                                           
6 Es geht ihnen auch um die Optimierung ihrer Forschungs- und Lehrbedingungen. Auch 
wenn dies auf eine Forderung nach Verbesserung der materiellen Ressourcenlage hinaus-
läuft, ist das eigentliche Ziel immer noch der wissenschaftliche Fortschritt und nicht der 
Profit. Stände letzterer im Fokus, dann wäre eine derartige Bedingungsoptimierung tatsäch-
lich als Ökonomisierung zu bezeichnen. Hier verläuft die nicht immer deutliche Grenze von 
Wissenschafts- und Wirtschaftsorientierung. 
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bestimmen. Die empirische Frage ist, wie sich diese Logiken mit ihren 
unterschiedlichen Normen und Verhaltenserwartungen in der Wissen-
schaftspraxis zueinander verhalten – ob sie sich gegenseitig verstärken, 
ergänzen, verdrängen oder unterlaufen – und welche Effekte sie für die 
Hochschulentwicklung sowie für Forschung und Lehre zeitigen. 

Drittens steht im Fokus der Hochschulreformen der letzten Jahrzehnte 
nicht das monetäre Gewinnstreben der Unternehmen (der Hochschulen) 
bzw. der „wissenschaftlichen Unternehmer“ (der Wissenschaftler/innen). 
Vielmehr werden Effektivitäts-, Qualitäts- und Effizienzgewinne bezweckt. 
Daher können die Veränderungstendenzen im deutschen Hochschulsystem 
der letzten drei Jahrzehnte kaum mit Kategorien der Ökonomie und des 
Marktes beschrieben werden.7  

Zusammenfassend kann bislang ebenso wenig von einer Vermarktli-
chung von Hochschulforschung und -bildung die Rede sein, wie die bis-
herige Entwicklung mit einer Ökonomisierung im Sinne von Kommerzia-
lisierung und Kommodifzierung gleichzusetzen ist. Präziser bezeichnet 
daher der Begriff der Verwettbewerblichung des deutschen Hochschul-
systems die Entwicklung der letzten 30 Jahre. Der zentrale Verände-
rungsmechanismus im Hochschulbereich ist der Wettbewerb in seinen 
unterschiedlichen Spielarten. 

Zu vermuten ist allerdings, dass ein Wettbewerb um Studierende im 
Gegensatz zum Wettbewerb in der Forschung prinzipiell stärker markt-
ähnliche Züge tragen würde, da hier tatsächlich Angebot und Nachfrage 
aufeinandertreffen können sowie das Studienangebot als „Produktpalette“ 
grundsätzlich gestaltbar und damit variabel ist. Anders als im Bereich 
Forschung können diese Tendenzen auch deshalb stärker in Richtung 
Markt laufen, da es potenziell viele Anbieter und noch mehr Nachfrager 
gibt, die relativ homogene Güter anbieten bzw. nachfragen – nämlich 
Studiengänge. Als relativ homogen sind diese Güter deshalb zu bezeich-
nen, weil es neben inhaltlichen Differenzen auch Qualitäts- und Reputati-
onsunterschiede gibt. Überdies wäre es prinzipiell möglich, auf diesem 
Markt Preise für die Güter zu bilden, die im Rahmen von Austauschpro-

                                                           
7 Was hier für die Hochschulen gesagt wird, gilt nicht für alle wissenschaftlichen Einrich-
tungen. (Staatliche) Hochschulen verfügen über eine Grundfinanzierung und Hochschulleh-
rer über eine unbefristete Anstellung. Forschungsinstitute ohne ausreichende Grundfinan-
zierung dagegen unterstehen einem so starken ökonomischen Druck, Drittmittel zu akquirie-
ren, dass dieser Zwang zur Existenzsicherung die Wissenschaftslogik überlagern kann und 
die Wirtschaftlichkeit der Tätigkeit Vorrang erhält. Wissenschaft wird unter derartigen fi-
nanziellen Verhältnissen tatsächlich zum Gewerbe.  
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zessen zwischen Anbietern und Nachfragern zustande kommen.8 Gegen 
die Marktanalogie spricht jedoch, dass bei der Studienplatzvergabe kaum 
iterative Austauschprozesse stattfinden können. Denn hat ein Student 
oder eine Studentin einmal eine Hochschule gewählt, gestaltet sich ein 
Wechsel an eine andere Hochschule aufwändig. 

Blickt man auf die letzten Jahrzehnte zurück, dann kann festgestellt 
werden, dass der Wettbewerb um Studierende bislang kaum ausgeprägt 
war. Mittel- bis langfristig wird es aber aller Voraussicht nach im Bereich 
der Studienplatzvergabe zu mehr Wettbewerb kommen. Dieser Wettbe-
werb wird – anders als im Forschungsbereich – weniger staatlich organi-
siert sein, sondern auch marktförmige Elemente aufweisen. Um diese 
Prognose zu begründen, ist wiederum ein historischer Rückblick vonnö-
ten. 
 
3. Studienplatzvergabe und Wettbewerb 
 
Nach traditionell deutschem Bildungsverständnis hat derjenige das Recht, 
ein Studium nach seiner Wahl aufzunehmen, der ein Zeugnis der allge-
meinen oder fachgebundenen Hochschulreife vorweisen kann: das Abitur 
bzw. das Fachabitur (vgl. Wolter 1989; Oelkers 2007). Die Hochschulen 
wählten sich folglich „ihre“ Studierenden nicht selbst aus.9 Sie waren 
vielmehr verpflichtet, alle Studienberechtigten aufzunehmen. Deshalb hat 
sich in der Bundesrepublik Deutschland kein System der „Bestenauslese“ 
wie etwa an den Hochschulen in den USA und Großbritannien oder an 
den grandes écoles in Frankreich ausbilden können.  
 
3.1. Die 1960er Jahre 
 
Mit der Abschaffung der Kolleggebühren in den 1960er Jahren schwand 
der Anreiz für die Universitäten, Bewerber aus finanziellen Gründen zum 
Studium zuzulassen. Ein Wettbewerb um Studierende war aus Sicht der 
Hochschulen nicht nötig – im Gegenteil: Der stetige Anstieg der Abitu-

                                                           
8 In der aktuellen Entwicklung spielt dieser Faktor indes keine Rolle: Erstens stehen die 
Preise für die Studienplätze – die Studiengebühren – fest und zweitens zahlt der Staat im 
Rahmen des Hochschulpakts 2020 den Hochschulen einen Festbetrag für einen besetzten 
Studienplatz. Da auch keine iterativen Austauschprozesse und demzufolge auch keine 
marktliche Preisbildung stattfinden, kann von einem „richtigen“ Markt nicht gesprochen 
werden, allenfalls von einem Quasi-Markt. 
9 Zusätzliche Befähigungsnachweise oder Auswahlprüfungen waren nur in wenigen Aus-
nahmefällen (z.B. musische Studiengänge) üblich. 
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rientenzahlen in den beiden ersten Nachkriegsjahrzehnten führte zu einer 
Überfüllung von Studiengängen, auf die zunächst nicht mit einem ent-
sprechenden Mittelaufwuchs reagiert wurde. Die Gründe für den ver-
stärkten Andrang an die Universitäten lagen im Ausbau des Schulwesens, 
in den geburtenstarken Jahrgängen Mitte der 1930er Jahre, in der sinken-
den Arbeitslosigkeit im Wirtschaftsaufschwung und allgemein in einer 
zunehmenden Akademisierung der Berufe (Oehler 1997: 414 f.). Man-
gelhafte Studienbedingungen – überlastete Lehrende und fehlende Be-
treuung – waren die Folgen, bevor die große Expansions- und Neugrün-
dungsphase der 1960er und 1970er Jahre begann. Dieser massive Ausbau 
des Hochschulsystems in der Bundesrepublik kam Mitte der 1970er Jahre 
zum Erliegen, die Zahl der Studienberechtigten und Studierenden nahm 
dennoch weiter zu. Seitdem waren – von Fach zu Fach unterschiedlich10 
– an den Hochschulen keine ausreichenden Kapazitäten mehr vorhanden, 
um alle studierwilligen Abiturienten aufzunehmen. Der Mangel an Stu-
dienplätzen musste seitdem vielmehr verwaltet werden.  

 
3.2. Die 1970er Jahre 
 
Um den prognostizierten mittelfristigen Anstieg der Studierendenzahlen 
zu bewältigen, wurde in der zweiten Hälfte der 1970er Jahren die soge-
nannte Untertunnelungsstrategie erfunden und in die Praxis umgesetzt. 
Demnach sollten die Kapazitäten an den Hochschulen nicht erhöht, son-
dern eine vermeintlich kurzfristige Überlast in Kauf genommen, der so-
genannte Studentenberg gleichsam untertunnelt werden. Als nachhaltiges 
Problem dieser politischen Strategie erwies sich, dass diese partielle 
Überlast nicht nur die prognostizierten Jahre andauerte, sondern sich im 
Zuge der andauernden Bildungsexpansion als ein beständiges Struktur-
merkmal des deutschen Hochschulwesens manifestierte. 

Neben der Untertunnelungsstrategie bestand der Lösungsversuch für 
das Problem der Überlast Ende der 1970er Jahre darin, basierend auf der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (insbesondere seines 
Numerus-Clausus-Urteils vom 18. Juli 1972, BVerfGE 33, 303) die Auf-
nahmekapazitäten in einzelnen Studiengängen zu begrenzen, ein Kapazi-

                                                           
10 In einigen mathematisch-, natur- und technikwissenschaftlichen Studiengängen herrscht 
tendenziell ein Mangel an Studierenden, in vielen wirtschafts-, rechts-, sozial- und geistes-
wissenschaftlichen Fächern ist wiederum eine Überauslastung der Studiengänge festzustel-
len. 
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tätsrecht zu schaffen11 und eine bundesweite zentrale Studienplatzverwal-
tung einzurichten. Diese Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
(ZVS) in Dortmund sollte in den am stärksten nachgefragten Fächern die 
Studienbewerber unter Berücksichtigung ihrer Abiturnote und anderer 
Kriterien, wie der bisherigen Wartezeit auf einen Studienplatz, den Uni-
versitäten zuordnen (vgl. Bode/Weber 1996: 691ff.). In dieser Lage war 
ein Wettbewerb um Studierende aus Sicht der Hochschulen nicht ange-
bracht: Sie verfuhren – ob nun intendiert oder unintendiert – nach einer 
Devise der „Abschreckung", indem Studierende durch mangelhafte Stu-
dienbedingungen, strenge Prüfungsselektion, starken Leistungsdruck und 
administrative Hürden vom Studium an ihrer Einrichtung abgehalten 
wurden. 

 
3.3. Die 1980er Jahre 
 
Erst Ende der 1980er Jahre – als Teil der Debatte um die neue Steuerung 
von Hochschulen – wurde auf die Überlastung der Hochschulen und ihres 
Lehrpersonals sowie die schwierigen Rahmenbedingungen und die oft-
mals beklagte schlechte Qualität von Studium und Lehre reagiert. Zwar 
versprachen die Hochschulsonderprogramme von Bund und Ländern von 
Ende der 1980er bis Mitte der 2000er Jahre eine gewisse finanzielle Lin-
derung (siehe BLK 2001), doch für eine strukturelle Aufstockung der 
Lehrkapazitäten waren diese Mittel nicht vorgesehen. Zudem kon-
zentrierte sich die Debatte auf die Qualität von Studium und Lehre (z.B. 
Müller-Böling 1995).  

Die Lehrevaluation wurde an den Hochschulen als Kontrollverfahren 
oder/und zum Zwecke der Verbesserung der eigenen Lehre betrachtet. 
Dem lag die Vorstellung zugrunde, dass Qualitätsprobleme nicht aus-
schließlich von Kapazitätsproblemen herrührten, die wiederum der besag-
ten Unterfinanzierung geschuldet waren, sondern auch von kaum studier-
baren Studienplänen, mangelnder Studienorganisation und schlechtem 
Service, fehlender didaktischer Motivation und Qualifikation des Lehr-
personals verursacht seien. Die Hochschulen, ihre Fachbereiche und In-
stitute sahen sich zunehmend einem Rechtfertigungsdruck ausgesetzt. Sie 
wurden vermehrt für die gebotene Qualität ihrer Lehre verantwortlich 
gemacht. Der Vertrauensvorschuss, den die Universitäten und Fachhoch-
schulen bis dato genossen hatten, verbrauchte sich allmählich. Auch um 

                                                           
11 Die Kapazitätsverordnungen der Länder, die sich an einer Musterordnung orientierten, vgl. 
Würmann/Zimmermann (2010). 
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sich gegenüber Politik und Gesellschaft zu legitimieren, sahen sich die 
Hochschulen gezwungen, Verfahren der Qualitätssicherung und -steige-
rung einzuführen. Vielerorts wurden diese neuartigen Maßnahmen aus 
den besagten Hochschulsonderprogrammen finanziert.  
 
3.4. Die 1990er Jahre 
 
Ab Mitte der 1990er Jahre wurden Verfahren zur Studien- und Lehreva-
luation als hochschulspezifische Instrumente des New Public Manage-
ments bzw. des New University Managements etabliert (vgl. u.a. Brinck-
mann 1998; Hödl/Zegelin 1999). Im Sinne dieses Steuerungskonzeptes 
wurden die Hochschulen autonomer, insbesondere die Leitungsgremien 
und -personen erhielten mehr Kompetenzen und wurden im Gegenzug 
auch stärker rechenschaftspflichtig. Die Notwendigkeit, die Studienquali-
tät zu steigern, wurde in dieser Debatte stets auch mit der auszubauenden 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Hochschulen in einen Zusammen-
hang gebracht, so beispielsweise vom damaligen Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers (1997) oder von der Kultusministerkonferenz (KMK 
1997). 

Zudem sollten Rankings Transparenz über Studienangebot und Stu-
dienqualität erzeugen und somit eine wichtige Voraussetzung für einen 
funktionierenden Wettbewerb im Studiensystem schaffen. Rankingpositi-
onen werden von Befürwortern dieser vergleichenden Leistungsmessung 
als Ausdruck des Leistungswettbewerbs unternehmerischer Hochschulen 
verstanden (vgl. Büttner/Kraus/Rincke 2003; Ramirez 2010). 

Als weitere wettbewerbsähnliche Elemente wurden ab Mitte der 
1990er Jahre im Rahmen des neuen Steuerungsmodells im Hochschulbe-
reich Verfahren einer indikatorengesteuerten landes- und hochschulinter-
nen Mittelvergabe in den Ländern und an den Hochschulen durchgesetzt 
(Hirschfeld 2004; Leszczensky/Orr 2004; Ziegele 2000). Kennzahlen wie 
die Anzahl der Studierenden in der Regelstudienzeit oder die Absolven-
tenzahlen bestimmen über einen – zumeist nur geringen, aber langfristig 
zunehmenden – Teil der Mittel, die den Hochschulen und ihren Fachbe-
reichen zur Verfügung gestellt werden. 

Obwohl die Studierendenzahlen mehr oder weniger kontinuierlich an-
gestiegen waren, wurde ein entsprechender Ausbau des Hochschulbe-
reichs nicht vorangetrieben. In den 1990er Jahren pendelte sich das Ni-
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veau bei rund 1,8 Millionen Studierenden ein.12 Das Ergebnis dieser 
Entwicklung ist eine seit vielen Jahren immer wieder diagnostizierte 
strukturelle Unterfinanzierung der Lehre in vielen Bereichen der Hoch-
schulen. 

 
3.5. Die 2000er Jahre 
 
Der in anderen Ländern übliche Weg, einen Teil der fehlenden öffentli-
chen Mittel für die Lehre durch Studiengebühren zu kompensieren, wur-
de zwar in Deutschland ebenfalls beschritten, erwies sich aber offenbar 
politisch als nicht durchsetzbar. Die in einigen Bundesländern Mitte der 
2000er Jahren eingeführten Studiengebühren von maximal 500 Euro pro 
Semester wurden kurz darauf wieder abgeschafft. Derartige an Studieren-
denzahlen gekoppelte Einnahmen können für die Hochschulen einen fi-
nanziellen Anreiz darstellen, Studierende aufzunehmen, das heißt auch, 
mit anderen Hochschulen um die Studierwilligen und potenziellen Ge-
bührenzahler zu konkurrieren. Nicht nur als Instrument des Wettbewerbs, 
sondern auch des Marktes könnten Studiengebühren fungieren, wenn sie 
als Preis verstanden werden, den der Student für das Produkt bzw. die 
Dienstleistung „Studium“ bezahlen soll. Prinzipiell wäre so ein markt-
ähnlicher Wettbewerb zwischen den „unternehmerischen Hochschulen“ 
um die „studentischen Kunden“ über die Studienkosten denkbar – sofern 
die Preise auch von den Marktteilnehmern frei bestimmbar wären. De 
facto waren bzw. sind sie aber über die Landeshochschulgesetze mehr 
oder weniger starr festgelegt (vgl. Hüttmann/Pasternack 2005). 

In den letzten Jahren wird der Wettbewerbsgedanke im Studiensystem 
durch staatlich oder durch Verbände veranstaltete Ausschreibungen for-
ciert, wie den von der Bundesbildungsministerin Annette Schavan Mitte 
Februar 2010 geplanten, aber nicht realisierten „Wettbewerb um die beste 
Lehre“ im Rahmen des Hochschulpakts 2020.13 Stattdessen wurde ein 
Jahr später – weniger kompetitiv formuliert und mit einem Landespro-
porz versehen – der „Qualitätspakt Lehre“ ins Leben gerufen, bei dem die 
Hochschulen um eine Art Drittmittel für ihre Lehrprojekte konkurrie-
ren.14 Ähnliche Ausschreibungen sind auch die beiden vom Stifterver-
                                                           
12 Siehe: http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/ 
Statistiken/Zeitreihen/LangeReihen/Bildung/Content100/lrbil01a,templateId=render 
Print.psml (letzter Zugriff auf alle angegebenen Internetadressen am 2.2.2012) 
13 Siehe: http://www.rp-online.de/politik/deutschland/Mehr-Wettbewerb-fuer-Hochschulen_ 
aid_819521.html 
14 Siehe: http://www.bmbf.de/de/15375.php; http://www.bmbf.de/pubRD/pm2011-11.pdf  
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band für die Deutschen Wissenschaft initiierten Wettbewerbe: der „Wett-
bewerb exzellente Lehre“ von 200915, in dessen Zentrum die besten Zu-
kunftsstrategien der Hochschulen für Lehre und Studium stehen, und der 
Wettbewerb „Cum Laude – Gute Studiengänge im Urteil der Studieren-
den“ von 201116. Entscheidend für diese Ausschreibungen ist nicht der 
Wettbewerb der Hochschulen um Studierende, sondern der Wettbewerb 
der Hochschulen um Fördermittel für Konzepte im Studienbereich.  

In den 2000er Jahren, insbesondere ab 2008, ist ein neuerlicher An-
stieg bei den Studienanfängerzahlen in den westdeutschen Bundesländern 
zu konstatieren. Im Wintersemester 2003/2004 waren laut Angaben des 
Statistischen Bundesamtes rund zwei Millionen Studierende an den 
Hochschulen eingeschrieben, im Wintersemester 2010/11 waren es be-
reits 2,2 Millionen.17 Verschärft wird das Kapazitätsproblem aktuell 
durch die Abschaffung der Wehrpflicht und die doppelten Abiturienten-
jahrgänge. Diese treten in allen Bundesländern auf, in denen die Gymna-
sialzeit von neun auf acht Jahre verkürzt wurde bzw. werden soll – und 
das sind bis auf Sachsen und Thüringen, deren Gymnasienzeit schon im-
mer nur acht Jahre betrug, alle Länder. Geballt sind diese doppelten Abi-
turjahrgänge im Jahr 2012 sowie – etwas schwächer – ein Jahr davor und 
danach zu erwarten (siehe Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2010: 63). Angesichts der absehbar hohen Abiturientenzahlen wurde 
2007 (bis 2015 verlängert) ein weiterer, durchaus finanzstarker und daher 
für die Hochschulen relevanter wettbewerbsähnlicher Mechanismus im 
Rahmen des Hochschulpaktes 202018 eingeführt: Hier handelt es sich um 
Prämien für die Schaffung bzw. den Erhalt von Studienplätzen. Die west-
deutschen Hochschulen erhalten für zusätzlich geschaffene Studienplätze 
mehr Geld von Bund und Land; die ostdeutschen Hochschulen bekom-
men zusätzliche Mittel, wenn sie den Stand der Studienanfängerzahlen 
von 2005 erhalten können. 

 
 
 

                                                           
15 Siehe: http://www.stifterverband.org/wissenschaft_und_hochschule/lehre/exzellenz_in_ 
der_lehre/index.html  
16 Siehe: http://www.stifterverband.info/wissenschaft_und_hochschule/auszeichnungen_ 
und_preise/cum_laude/index.html  
17 Siehe Fußnote 9 und http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/ 
DE/Content/Statistiken/BildungForschungKultur/Hochschulen/Tabellen/Content50/Studiere
ndeInsgesamtBundeslaender,templateId=renderPrint.psml  
18 Mehr Informationen zum Hochschulpakt siehe unter: http://www.bmbf.de/de/6142.php  
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3.6. Prognosen 
 
Obgleich derzeit und in den nächsten Jahren die Bewältigung dieses An-
sturms von Studienwilligen an die westdeutschen Hochschulen im Fokus 
der hochschulpolitischen Debatte steht, deuten die Prognosen mittelfristig 
auf einen gemäßigten Rückgang der Abiturientenzahlen hin (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2010: 155). Dieser Rückgang der Ab-
gänger/innen aus Gymnasien und Fachoberschulen wird sich auf die Ent-
wicklung der Studienanfängerzahlen auswirken; diese werden – je nach 
Prognosemodell – unterschiedlich stark sinken, wie die folgende Grafik 
(Abb. 1) zeigt (vgl. KMK 2009).  
 
Abbildung 1: Varianten der Vorausberechung der Studienanfängerzahl 
1993 bis 2025 (einschließlich Verwaltungsfachhochschulen und  
Berufsakademien ab 2010) 

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Hochschulstatistik,  
Bildungsvorausberechnung 2010 – vorläufige Ergebnisse,  
aus: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2010: 181) 

 
Aus dieser Prognose resultiert eine völlig neue Situation für die Hoch-
schulen: Bei gleichbleibenden Kapazitäten werden sie sich selbst ver-
stärkt aktiv um Studierende bemühen müssen. Die demografische Ent-
wicklung hat voraussichtlich zur Folge, dass mittel- bis langfristig in ver-
schiedenen Regionen und in bestimmten Fächern an den Hochschulen 
Überkapazitäten in der Lehre entstehen könnten, Studienplätze also nicht 
belegt werden. In aktuell überlasteten Fächern kann mit dem Rückgang 
der Bewerberzahlen dagegen eine gewisse Entspannung eintreten, bis mit 
zunehmendem Abiturientenschwund auch dort eventuell Studieninteres-
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sierte gesucht werden. Vorreiter sind die ostdeutschen Länder, die seit 
Anfang der 2010er Jahre gegenüber dem Stand von Mitte der 2000er Jah-
re mit rund 40 Prozent weniger Abiturient/innen in ihrer Region rechnen 
müssen. Folgt man den genannten Prognosen, dann wird sich dieser 
Trend auch in den westdeutschen Ländern – zwar nur allmählich und 
nicht in dieser Relation wie in den ostdeutschen Ländern – bemerkbar 
machen. 
 
3.7. Wettbewerb um Studierende 
 
Angesichts des aktuellen Rekordhochs der Studentenzahlen und der Not 
der Hochschulen, diese vielen Studierenden aufzunehmen, mag die Prog-
nose erstaunlich klingen, dass es mittel- bis langfristig mehr Wettbewerb 
zwischen den Hochschulen um Studieninteressierte geben wird. Doch al-
ler Voraussicht nach wird sich in den Regionen mit sinkenden Abiturien-
tenzahlen der Trend der letzten vier Jahrzehnte umdrehen: Nicht mehr die 
Studienplätze sind knapp, sondern die Studieninteressenten werden weni-
ger, so dass nicht mehr die Studieninteressenten in Konkurrenz um die 
Studienplätze, sondern die Hochschulen in Konkurrenz um die Studienin-
teressenten stehen. Marktwirtschaftlich ausgedrückt wird – nach Regio-
nen und Fächern differenziert – ein Überhang im Angebotsbereich festzu-
stellen sein, wo zuvor ein Gleichgewicht oder gar ein Überhang in der 
Nachfrage bestanden hat. Bewahrheiten sich diese Prognosen, ist als poli-
tische Reaktion auch mit Kürzungen in den Hochschuletats und demzu-
folge mit „schrumpfenden Hochschulen“ zu rechnen. In der Konsequenz 
wird ein Wettbewerb der Hochschulen und der Fakultäten um die knappe 
„Ressource“ Studierende bzw. gute Studierende stattfinden. Mit dem dro-
henden Rückgang der Bewerberzahlen kann bereits in den ostdeutschen 
Flächenländern eine gewisse Ausrichtung auf mehr Wettbewerb um Stu-
dieninteressierte festgestellt werden; zahlreiche Werbekampagnen und 
neu eingerichtete Marketingstellen an den Hochschulen zeugen davon 
(vgl. Winter 2008). Diese Wettbewerbsorientierung wird sich – so ist zu 
vermuten – ab Mitte der 2010er Jahre nach und nach auf ganz Deutsch-
land ausweiten. 

Die Ausprägung des Wettbewerbs wird stark vom Hochschulstandort 
und den jeweiligen Studienfächern abhängig sein. In manchen Regionen 
und in manchen Fächern wird es in erster Linie darum gehen, die Stu-
dienplätze überhaupt zu besetzen; in anderen dagegen wird sich der Wett-
bewerb darauf konzentrieren, die „besten“ oder zumindest „passenden“ 
Studierenden zu gewinnen. Neben den quantitativen Aspekten (Anzahl 
der Studienplätze, Anzahl der potenziellen Studieninteressierten) wird 
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demnach auch das Leistungsniveau der Abiturienten bei der Studienplatz-
verteilung eine zentrale Rolle spielen. Besonders im Master-Bereich wer-
den sich Angebot und Nachfrage erheblich unterscheiden: In manchen 
Fächern und an manchen Standorten werden die Hochschulen Probleme 
haben, überhaupt genügend Studierende zu finden; an anderen führt die 
große Anzahl von Bewerbern zu hochselektiven Auswahl- und Zulas-
sungsverfahren. Hinsichtlich der Anwendung von Zulassungs- und Aus-
wahlverfahren ist folglich zu erwarten, dass sich die Studienplatzvergabe 
in den Fächern und an den Hochschulstandorten unterschiedlich entwi-
ckeln wird. Dies gilt es genauer empirisch zu untersuchen. 

Zwei weitere strukturelle Faktoren, die in den letzten Jahren dazuge-
kommen sind, werden diesen Wettbewerb um Studierende vorantreiben. 
Beide stärken den Charakter der Hochschulen als handlungsfähige und 
-willige Organisationen. Erstens besteht aufgrund des Wegfalls der Rah-
menprüfungsordnungen19 im Zuge der Bologna-Studienstrukturreform, 
die ab den 2000er Jahren an den Hochschulen umgesetzt worden ist, die 
grundsätzliche Möglichkeit einer inhaltlichen Ausdifferenzierung der 
Studiengänge (vgl. Winter 2009). Zugleich erhielten die Hochschulen 
mehr hochschulgesetzliche Kompetenzen, selbst Studiengänge einzurich-
ten oder zu schließen (vgl. Winter 2011).  

Mit diesen Kompetenzerweiterungen im Rahmen des New Public Ma-
nagement ist eine wichtige Voraussetzung für mehr Wettbewerb mit dif-
ferenzierten Studienangeboten geschaffen worden. Die Profilbildung der 
Hochschulen im Studienangebot wird in der hochschulpolitischen Dis-
kussion als eine zentrale Voraussetzung für ihr Bestehen im Wettbewerb 
erachtet. Die Umstellung auf das neue Studiensystem Mitte der 2000er 
Jahre allein führte indes nicht zu einer Wettbewerbsausrichtung der 
Hochschulen. So stellt Georg Krücken nach Interviews mit Hochschul-
vertretern fest, dass „Wettbewerb um Studierende“ bei der Gestaltung der 
neuen Studiengänge keine entscheidende Rolle gespielt habe (2008: 171); 
der Diskurs um den Wettbewerb spiegle sich nicht im Handeln der Hoch-
schulen wider. 

Zweitens wirkt sich der Abbau einer bundesweit steuernden Studien-
platzvergabe wettbewerbsverstärkend aus: Im Zuge der allseits prokla-
mierten Deregulierung und Stärkung der Hochschulautonomie wurde die 
zentrale Vermittlung von Studienplätzen sukzessiv abgebaut (vgl. Hail-

                                                           
19 Zuständig für die Rahmenprüfungsordnungen war die Kultusministerkonferenz in Ab-
stimmung mit der Hochschulrektorenkonferenz. Siehe: http://www.kmk.org/wissen schaft-
hochschule/studium-und-pruefung/rahmenpruefungs ordnungen.html  
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bronner 2002). Die ZVS wurde aus der Perspektive des New Public Ma-
nagements als dirigistisches Lenkungsinstrument zur „Kinderlandver-
schickung“ betrachtet (z.B. Etzold 2001). Dahinter stand die Überzeu-
gung, dass der Hochschulzugang die „Reifeprüfung für ein wettbewerbli-
ches Hochschulsystem“ (Müller-Böling 2000: 117) darstelle, weshalb die 
Hochschulen ihre Studierenden selbst auswählen sollten (vgl. Dallinger 
1998; Lischka/Wolter 2001).  

In Zeiten knapper Studienplätze sollte dies dazu führen, dass sich die 
Hochschulen im Leistungsniveau ihrer Studierenden stärker vertikal aus-
differenzieren und so ihre Profilbildung vorantreiben. Zugunsten von 
hochschuleigenen Auswahlverfahren wurde die ZVS in ihrer Bedeutung 
peu à peu herabgesetzt, bis sie als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts im Jahr 2010 aufgelöst – genauer: in eine Stiftung mit anderem 
Auftrag umgewandelt – wurde. Die meisten der bislang von der ZVS ver-
walteten Studiengänge wurden in die neue gestufte Struktur mit Bache-
lor- und Master-Abschlüssen überführt. Zudem wurde in den verbliebe-
nen zentral vermittelten Fächern der Einfluss der Hochschulen bei der 
Auswahl der Abiturient/innen ausgebaut. Gänzlich verschwunden ist die 
zentrale Instanz zur „Allokation“ von Studienbewerber/innen noch nicht, 
allerdings ist ihr Wirkungskreis stark reduziert; die ZVS bzw. deren 
Nachfolgeeinrichtung, die Stiftung für Hochschulzulassung, vergibt der-
zeit nur noch die medizinischen und die pharmazeutischen Studienplätze 
(mit staatlichem Abschluss).20 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: Dank der Organisations- 
und Steuerungsreformen der letzten Jahre verfügen die Hochschulen über 
mehr Einfluss auf ihre eigene Entwicklung und strategische Ausrichtung 
– auch im Studienbereich. Dies gilt insbesondere für die Auswahl und 
Zulassung von Studienanfängern sowie – forciert durch die Bologna-Re-
form – für die Entwicklung des Studienangebots und die Gestaltung der 
neuen Studiengänge. Hiervon ausgehend lässt sich folgende Prognose 
formulieren: Die Organisations- und Steuerungsreformen in Verbindung 
mit dem demografisch bedingten Rückgang der Abiturientenzahlen lassen 
in den nächsten Jahren eine zunehmende Verwettbewerblichung im Stu-
dienbereich erwarten; mit der sogenannten Organisationswerdung der 
Hochschulen und der demografischen Entwicklung wird die Wettbe-
werbslogik auch auf dem Gebiet von Studium und Lehre an Gewicht ge-
winnen. 

                                                           
20 Siehe: http://www.hochschulstart.de/ 
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Die Hochschulen werden sich also darauf einstellen müssen, um (gu-
te) Studieninteressierte zu konkurrieren. Dies wird sich darin äußern, dass 
vermehrt Studienwerbung betrieben und entsprechende Marketingstellen 
an den Hochschulen eingerichtet werden.21 Zudem werden die Studienan-
gebote an die von den Hochschulen antizipierte Studiennachfrage ange-
passt. Schließlich führt ein verstärkter Wettbewerb um Studierende dazu, 
dass die Hochschulen immer mehr den Marketinggedanken als „Unter-
nehmens- bzw. Hochschulführungsphilosophie“ übernehmen. Marketing 
– definiert als „Planung, Koordination und Kontrolle aller auf die aktuel-
len und potenziellen Märkte ausgerichteten Unternehmensaktivitäten“ 
zum Zwecke der Befriedung von Kundenbedürfnissen und Verwirkli-
chung von Unternehmenszielen (Meffert/Burmann/Kirchgeorg 2008: 19) 
– könnte damit zur wesentlichen Richtschnur hochschulunternehmeri-
schen Handelns werden. Dieser Wettbewerb um Studierende wird in ers-
ter Linie zwischen Hochschulen, Fachbereichen und Instituten ausgetra-
gen. Damit wird sich die Art von Wettbewerb durchsetzen, der bereits vor 
30 Jahren proklamiert wurde: der Wettbewerb der Organisationen. 
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